
Ratsgruppe
Aktuell

pe 2020“ 
das größte 
NATO-Ma-
növer seit 
25 Jahren 
im Baltikum 
an der 
Grenze zu 
Russland. 
Zehntau-

sende Soldaten und unzähliges Kriegsge-
rät rollen in den nächsten Wochen über 
deutsche Autobahnen in Richtung Osteu-
ropa. Die ersten Transporte sind schon 
unterwegs. Betroffen ist auch die Region 
Hannover, der mit der Bundeswehrka-
serne in Hannover und dem Fliegerhorst 
in Wunstorf eine besondere Bedeutung 
zukommt. Hannovers Oberbürgermeister 
Belit Onay (GRÜNE) soll deshalb einen 
Brief von Bundesverteidigungsministerin 
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) 
erhalten haben. Darin werden Land-
rät*innen und Oberbürgermeister*innen 
aufgefordert, das Großmanöver mit 
37.000 Soldat*innen und 
den damit verbundenen 
Truppentransporten zu 
unterstützen. So steht es 
in einem bekannt geworde-
nen Brief an das Oldenbur-
ger Stadtoberhaupt. 

Die Gruppe LINKE & PIRA-
TEN hat das zum Anlass 

genommen, eine Aktuelle Stunde im Rat 
zu beantragen. „Wir brauchen kein Sä-
belrasseln, sondern vertrauensbildende 
Maßnahmen der friedlichen Koexistenz 
und Völkerfreundschaft“, sagte Brigitte 
Falke am Donnerstagabend. Sie regte 
eine Begegnung mit Vertreter*innen 
der russischen Stadt Ivanovo am 8. Mai 
2020 an, zu der die Landeshauptstadt 
freundschaftliche Kontakte unterhält. Der 
Oberbürgermeister solle Vertreter*innen 
aus Ivanovo zum Tag der Befreiung vom 
Naziterror nach Hannover einladen, um 
so ein Zeichen für Frieden und Völkerver-
ständigung zu setzen, betonte die linke 
Ratsfrau.

Gruppenvize Bruno Adam Wolf erinnerte 
den grünen Oberbürgermeister daran, 
dass die Landeshauptstadt Mitglied des 
Städtebündnisses Mayors for Peace 
(„Bürgermeister*innen für den Frieden“) 
- ist. Die Organisation wurde 1982 vom 
damaligen Bürgermeister von Hiroshima, 
einer Partnerstadt Hannovers, ins Leben 

NATO-Großmanöver: Oberbürgermeister 
schweigt zu Truppentransporten
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„Der Oberbürgermeister könnte Vertreter*innen 
aus der befreundeten russischen Stadt Ivanovo 
zum Tag der Befreiung vom Naziterror nach Han-
nover einladen, um so ein Zeichen für Frieden 
und Völkerverständigung zu setzen.“

Gruppen-Vizin Brigitte Falke

„Hannover sollte sich als herausgehobenes 
Mitglied des Städtebündnisses Mayors for Peace 
als ein Zentrum des Friedens präsentieren: ge-
gen weitere Aufrüstung und gegen einen neuen 
kalten Krieg.“

Gruppen-Vize Bruno Adam Wolf

Die Friedensbewegung sorgt sich seit 
geraumer Zeit verstärkt um den Frieden 
in Europa. Grund ist mit „Defender Euro-



„Die Frühverrentung schadet dem 
Ansehen der hauptamtlichen 
Bürgermeister*innen. In anderen 
Bundesländern gib es eine solch 
großzügige Regelung nicht.“

Gruppenvorsitzender  
Dirk Machentanz

gerufen. Hannover engagiere sich als 
Vizepräsidentschafts- und Exekutivstadt 
des Bündnisses „in besonderem Maße 

für eine atom-
waffenfreie und 
friedliche Welt“, 
ist auf der städ-
tischen Home-
page zu lesen. 
Diesen Worten 
müssten Taten 
folgen, forderte 
der PIRATEN-Po-
litiker Wolf. 

Die Ratsleute 
der anderen 
Parteien zeigten 
wenig Ver-

ständnis für den Antrag der Ratsgruppe. 
„Ich kann nicht erkennen, was diese 
Aussprache soll“, sagte SPD-Fraktions-

vorsitzender Lars Kelich auch im Namen 
von CDU, GRÜNEN und FDP und erhielt 
dafür kräftiges Bankklopfen. Der Rat sei 
für das Thema nicht zuständig, meinte er. 
Die GRÜNEN ergriffen als ehemalige Frie-
denspartei nicht das Wort. Entsprechend 
ließ Oberbürgermeister Belit Onay die 
Ratsversammlung darüber im Dunkeln, ob 
er den besagten Brief von der Bundesver-
teidigungsministerin erhalten hat und was 
darin genau geschrieben steht. Das kri-
tisierte Bruno Adam Wolf: „Ich wünschte 
mir von einem grünen Oberbürgermeister 
mehr Transparenz.“ 

„Es ist unverständlich, 
dass aus dem Amt schei-
dende Bürgermeister*in-
nen bei den Ruhestands-
bezügen bessergestellt 
sind als Mitglieder der 
Landes- und Bundesre-
gierung – von normalen 
Beschäftigten ganz zu 
schweigen“, kritisierte 
Gruppenvorsitzender Dirk Machentanz. 
Das schade dem Ansehen der hauptamt-
lichen Bürgermeister*innen. In anderen 
Bundesländern gebe es eine solch groß-
zügige Regelung nicht. „Eine Rente mit 
55 würde ich sofort unterschreiben“, 
scherzte der linke Ratsherr. „Die muss 
dann aber für alle Beschäftigten gelten 
und nicht nur für eine kleine exklusive 
Gruppe.“

Laut Gruppenantrag 
sollen die Pensions-
zahlungen künftig erst 
bei der Altersgrenze 
beginnen, die für Minis-
ter*innen der Landes-
regierung gelten. Für 
die Neuregelung sollte 
sich die Landeshaupt-
stadt auf Grundlage 

Resolution gegen Frühverrentung 
von Bürgermeister*innen  
abgelehnt

der Resolution beim Niedersächsischen 
Städtetag und auch direkt bei der Lan-
desregierung einsetzen. Im Ministerge-
setz des Landes ist festgelegt, dass Ruhe-
standsbezüge bei einer bis zu 8-jährigen 
Amtszeit erst ab dem 60. Lebensjahr 
gezahlt werden. Hat die Ministerin oder 
der Minister bis zu 13 Jahre den Job ge-
macht, können die Pensionszahlungen ab 
dem 55. Lebensjahr einsetzen. Der Rat hat mit den Stimmen aller ande-

ren Fraktionen den Antrag der Ratsgrup-
pe abgelehnt, eine Resolution gegen die 
Frühverrentung von Bürgermeister*innen 
auf den Weg zu bringen. Bisher reicht 
eine Amtszeit von fünf Jahren, um sofort 
die vollen Ruhestandsbezüge zu bekom-
men – theoretisch schon ab dem 30. 
Lebensjahr. Davon profitiert Ex-Oberbür-
germeister Stefan Schostok (SPD). Er 
schied mit 55 Jahren vorzeitig aus dem 
Amt und erhält seitdem Ruhestandsbezü-
ge von knapp 4.000 Euro im Monat.
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spruch auf den HannoverAktivPass. 
Diese Beschäftigten haben zwar 
mehr als Hartz IV, aber zu wenig 
zum Leben. Einen entsprechenden 
Antrag der Ratsgruppe lehnten 
alle anderen Fraktionen im Rat 
ab. Geringverdiener*innen hätten 
im Gegensatz zu Arbeitslosen An-
spruch auf Wohngeld, begründeten 
etwa die GRÜNEN ihr Nein zum 
Gruppenantrag.

Laut Statistischem Bundesamt lag 
die Armutsschwelle für eine allein leben-
de Person im Jahr 2018 bei einem Jahres-

AktivPass nicht für alle  
Hannoveraner*innen  
mit wenig Geld

Ihme-Zentrum: Versprochene  
Sanierung lässt auf sich warten

einkommen von 13.628 Euro oder 1.135 
Euro im Monat. Wer mit weniger Geld 
auskommen muss, gilt als arm – Tendenz 
steigend. Noch 1991 mussten 11,4 Pro-
zent aller Haushalte mit einen Einkom-
men unterhalb der Armutsschwelle über 
die Runden kommen. 2010 waren es 
nach den Zahlen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung 2010 bereits 
14,2 Prozent und 2016 mit 16,6 Prozent 
noch mehr.

bezweifelte das ernsthafte Interes-
se des Investors am Ihme-Zentrum. 
Es handelt sich um die Civitas 
Property Group aus Luxemburg. 
„Vorstandschef Lars Windhorst hat 
mehr als 250 Millionen Euro in den 
abstiegsgefährdeten Fußballverein 
Herta BSC investiert“, berichtete 
der linke Ratsherr. 

Die Bewohner*innen des maroden 
Gebäudekomplexes warten seit 
langem auf Baumaßnahmen. Was-
serschäden breiten sich allmählich 
von Wohnung zu Wohnung aus. Der ehe-
malige Berliner Investor Intown hatte die 
Sanierungsarbeiten immer wieder hin-
ausgezögert. Die Fassade und Teile des 
Dachs sollten instand gesetzt und moder-
nisiert werden. Passiert ist kaum etwas. 
Aber das Unternehmen strich Mietzahlun-
gen von Stadt und Stadtwerken ein. Bei-
de sind Mieter*innen im Ihme-Zentrum. 
Die Ratsgruppe befürchtet diese Abzocke 

auch beim neuen Investor. Ihr steht mit 
Lars Windhorst eine schillernde Persön-
lichkeit der Investmentbranche vor. Vor 
10 Jahren wurde er wegen Veruntreuung 
von einer Million Euro aus dem eigenen 
Unternehmen zu einer Geldstrafe und 
einjährigen Bewährungsstrafe verurteilt. 
Der Mietvertrag mit der Stadt ist wieder 
auf 20 Jahre angelegt.

Am Ihme-Zentrum hat die vom neuen 
Investor versprochene Sanierung der Fas-
sade noch nicht begonnen. Das ergab die 
Antwort der Verwaltung auf eine Anfrage 
der Ratsgruppe am Donnerstagabend im 
Rat. Trotzdem zeigte sich die Verwaltung 
zuversichtlich, dass die Arbeiten wie ver-
traglich vereinbart erledigt werden. Laut 
Vertrag sollen in eineinhalb Jahren 70 
Prozent der Fassade saniert sein. „Woher 
nehmen Sie Ihren Optimismus?“, fragte 
Gruppenvorsitzender Dirk Machentanz 
nach. „Es gibt regelmäßige Besprechun-
gen, auf denen der Planungsfortschritt 
vorgelegt wird“, antwortete Wirtschafts- 
und Umweltdezernentin Sabine Tegt-
meyer-Dette (GRÜNE). Dirk Machentanz 

Auch in Zukunft haben Geringverdie-
ner*innen mit einem Einkommen un-
terhalb der Armutsschwelle keinen An-



FDP-Fraktionschef 
Wilfried Engelke gei-
ßelte die Live-Über-
tragung im Internet 
als viel zu teuer. 
Zudem würden kaum 
Zuschauer*innen 
erreicht. Die Folge 
sei, dass sich Städte 
wie Augsburg und 
Köln wieder vom so-
genannten Live-Stre-
aming verabschiedet 
hätten, so Engelke. 
Solche Äußerun-
gen brachte die 
Ratsgruppe auf die 
Palme. „Städte, die 
das Live-Streaming 
nicht abgebrochen 
haben, verzeichnen 
steigende Zuschau-
erzahlen“, stellte 
Gruppenvize Bruno 
Adam Wolf (PIRATEN) 
klar. In Köln habe 
das Ende der Über-
tragung technische 
Gründe gehabt. „Sie 
haben Angst vorm 
Bürger, darum wollen Sie keine Übertra-
gung im Internet“, sagte Gruppenvorsit-
zender Dirk Machentanz (LINKE) dem 
FDP-Ratsherrn.

In den meisten Städten, welche die 
Ratssitzungen im Internet übertragen, 

Rat tagt weiter ohne  
Live-Übertragung ins Internet

verfolgen zwischen 200 und 400 Zu-
schauer*innen die Kommunalpolitik am 
Bildschirm und damit deutlich mehr als 
in die Ratssitzungen kommen. Vielerorts 
stehen die Aufzeichnungen zudem dau-
erhaft zum Abruf bereit.Die monatlichen 
Kosten bewegen sich in der Regel unter-
halb von 2.000 Euro.
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Ratssitzungen im Internet ungefiltert 
verfolgen? In Hannover bleibt das im 
Gegensatz zu vielen anderen Städten Zu-
kunftsmusik. Das Ampelbündnis aus SPD, 
GRÜNEN und FDP lehnte entsprechende 
Anträge der Gruppe LINKE & PIRATEN 
und der CDU am Donnerstagabend im 
Rat ab. Von der Übertragung hätten vor 
allem die vielen Hannoveraner*innen 
profitiert, denen es aufgrund von be-
ruflichen und anderen Verpflichtungen 
nicht möglich ist, an den Ratssitzungen 
teilzunehmen. Auch eine Übertragung der 
Ausschusssitzungen im Internet sollte 
geprüft werden.


